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Kapitel A Neuerungen und Übersichten 

1.1 Neue Gesetze, Verordnungen und Richtlinien 

 Budgetbegleitgesetz 2025, BGBl I 25/2025 
 Teilpensionsgesetz, BGBl I 47/2025 
 Neuregelung zu Trinkgeldern, BGBl I 77/2025 
 Betrugsbekämpfungsgesetz 2025 
 Lohnsteuerrichtlinien-Wartungserlass 2025 
 Änderungen bei freien Dienstnehmern, BGBl I 75/2025 sowie BGBl I 76/2025 

1.2 SV-Werte ab Jänner 2026 

Höchstbeitragsgrundlage monatlich mit Sonderzahlungen  € 6.930,-- 
Sonderzahlungen jährlich  € 13.860,-- 
Höchstbeitragsgrundlage monatlich ohne Sonderzahlungen  € 8.085,-- 
Höchstbeitragsgrundlage jährlich  € 97.020,-- 
Höchstbeitragsgrundlage täglich  € 231,-- 
Geringfügigkeitsgrenze monatlich  € 551,10 
Grenzwert für Pauschale Dienstgeberabgabe  € 826,65 
Serviceentgelt E-Card 2027 (Einhebung November 2026)  €  26,85 
Verzugszinsen im ASVG (Basiszinssatz 31.10.2025: 1,53%) 5,53% 
Al-Beitrag DN 0% bei monatlicher BGL bis  € 2.225,-- 
Al-Beitrag DN 1% bei monatlicher BGL über € 2.225,-- bis € 2.427,-- 
Al-Beitrag DN 2% bei monatlicher BGL über € 2.427,-- bis € 2.630,-- 
Al-Beitrag DN 2,95% bei monatlicher BGL über € 2.630,-- 

 
GSVG-(Mindest-)Beitragsgrundlagen und Beiträge in € 

Einheitliche Versicherungsgrenze für Neue Selbständige pm 551,10 
KV-Mindest-BGL für Gewerblich und Neue Selbständige pm 551,10 
PV-Mindest-BGL für Gewerblich und Neue Selbständige pm 551,10 
Höchst-BGL in KV und PV allgemein pm/pa 8.085,-- 97.020,-- 
KV-Beitrag Mindest/Höchst allgemein pm 37,47 549,79 
PV-Beitrag Mindest/Höchst Gewerblich und Neue Selbständige 101,95 1.495,73 
PV-Beitrag Mindest/Höchst FSVG pm 110,22 1.617,-- 
Unfallversicherungsbeitrag pauschaliert pm 12,95 

Die amtlichen Verlautbarungen der Sozialversicherungsträger und des Hauptverbandes werden seit 
Jänner 2016 im Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) unter www.ris.bka.gv.at/SVRecht/ 
kundgemacht. Dort sind auch alle seit 2002 im Internet verlautbarten Kundmachungen zu finden. 

1.3 Neuerungen bei den geringfügig Beschäftigten 

1.3.1 Geringfügigkeitsgrenze 2026 

Die GFG für das Jahr 2025 wird eingefroren und beträgt (auch) 2026 € 551,10. 
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1.5 E-Card Service-Entgelt 

Für das Kalenderjahr 2027 ist ein Betrag von € 26,85 als Service-Entgelt zu zahlen, das mit 
15.11.2026 fällig wird. 
Neuregelung für Pensionisten: 
 Ab 2026 müssen auch Pensionisten ein e-Card Service-Entgelt zahlen. Die erstmalige Zahlung für 

diese Personengruppe wird am 15.11.2026 für das Kalenderjahr 2027 fällig. 
 Befreit sind Personen, die auch von der Rezeptgebühr befreit sind. 

1.6 Familienbeihilfe 

Um das Budget zu konsolidieren, werden die Familienbeihilfe, die erhöhte Familienbeihilfe, das 
Schulstartgeld und der Mehrkindzuschlag in den Jahren 2026 und 2027 nicht erhöht. Auch die Ein-
kommensgrenze für die Familienbeihilfe bleibt in diesen beiden Jahren unverändert. 

1.7 Familienzeitbonus 

Die Valorisierung wird für die Kalenderjahre 2026 und 2027 ausgesetzt.  

1.8 Kinderbetreuungsgeld  

Das KBG wird in den Kalenderjahren 2026 und 2027 nicht valorisiert. 

1.9 Kranken-, Rehabilitations- und Wiedereingliederungsgeld 

Für die Jahre 2026 und 2027 sollen das Krankengeld und die Bemessungsgrundlagen des Rehabili-
tations- und Wiedereingliederungsgeldes nicht valorisiert werden. 

1.10 Pflegeberufe 

Ab 1.1.2026 werden Pflegeberufe (Pflegeassistenz, Pflegefachassistenz, gehobener Dienst für Ge-
sundheits- und Krankenpflege) unabhängig von einem besonderen Behandlungs- oder Pflegebedarf 
als Schwerarbeit anerkannt (§ 1 Abs 1 Z 5 Schwerarbeitsverordnung). Bei Pflegetätigkeit im Schicht-
dienst zählt als Schwerarbeitsmonat jeder Kalendermonat, in dem zumindest 12 Arbeitstage liegen 
(abweichend vom allgemeinen Grundsatz, dass 15 Arbeitstage erforderlich sind).  

1.11 Weiterbildungszeit ab 1.1.2026 

Ab 1.1.2026 ersetzt die „Weiterbildungszeit“ als Nachfolgemodell die bisherige Bildungskarenz/-
teilzeit. Die Weiterbildungsbeihilfe wird im § 37e Arbeitsmarktservicegesetz geregelt. Kernstück ist 
die neue AMS-Weiterbildungsbeihilfe mit neuen Mindestanforderungen, Erfolgsnachweisen und Mel-
depflichten. Anders als bisher wird die staatliche Förderung in Form einer AMS-Beihilfe ohne 
Rechtsanspruch ausgestaltet. 
Auch wenn die Gesetzesnovelle mit 1.1.2026 in Kraft tritt, wird die für die Förderung von Bildungs-
karenzen und Bildungsteilzeiten maßgebliche AMS-Bundesrichtlinie nach Maßgabe der technischen 
Umsetzung frühestens mit 1.5.2026 Rechtswirksamkeit erlangen. Die Beantragung der Beihilfe/n 
wird laut AMS-Information aller Voraussicht nach gar erst ab 8.6.2026 möglich sein. Als voraussicht-
lich frühestmöglicher Beginn der Aus- und Weiterbildung wird vom AMS ebenfalls der 8.6.2026 an-
gegeben. 
Zur Verbesserung der Treffsicherheit sieht § 11 Abs 1 AVRAG nun vor, dass eine Bildungskarenz 
nur mehr möglich ist, wenn das Arbeitsverhältnis bereits zumindest zwölf Monate ununterbrochen 
bestanden hat (zuvor sechs Monate). Außerdem müssen in der Vereinbarung der aktuelle Bildungs-
stand, die geplante Bildungsmaßnahme sowie das angestrebte Bildungsziel festgehalten werden. 

1006  

1007  

1008  

1009  

1010  

aus "Sozialversicherung 2026" Jänner 2026

© dbv-Verlag, Graz



Beitragsrecht nach ASVG/GSVG/BSVG  Kapitel B
 

54  Sozialversicherung 2026 

Kapitel B 
Systematische Darstellung des  

Beitragsrechts nach ASVG/GSVG/BSVG 

2.1 Sozialversicherungsrechtliche Beschäftigungsverhältnisse  
nach dem ASVG 

Bei der Beurteilung von Beschäftigungsverhältnissen hinsichtlich der sozialversicherungsrechtlichen 
Konsequenzen ist folgende Prüfungs-Reihenfolge einzuhalten: 

2.1.1 Die Prüfung der Versicherungspflicht mit dem „Zick-Zack-Kurs“ 

ASVG  GSVG 
§ 4 Abs 1 bzw 2 

Echter Dienstnehmer 
oder 

Lohnsteuerpflichtig gem  
§ 47 Abs 2 EStG 

1. Schritt 

 

 

2. Schritt 

§ 2 Abs 1 Z 1 bis 3 
Gewerbetreibender  

mit Gewerbeberechtigung 
oder 

Freiberufler, 
dessen Tätigkeit die Zugehörigkeit zu  

einer Kammer begründet 
§ 4 Abs 4 

Freier Dienstnehmer mit 
 überwiegend persönlicher 

Leistungserbringung und 
 überwiegender Verwendung 

fremder Betriebsmittel 

3. Schritt 

 

 

4. Schritt 
§ 2 Abs 1 Z 4 

Neuer Selbständiger 
mit Einkünften gem  

§ 22 und/oder § 23 EStG 

Bei jedem Beschäftigungsverhältnis ist zunächst immer das Vorliegen eines echten Dienstverhält-
nisses zu überprüfen, wobei gem § 4 Abs 2 ASVG als Dienstnehmer jedenfalls gilt, wer nach § 47 
Abs 1 iVm Abs 2 EStG lohnsteuerpflichtig ist. Ist dies nicht der Fall und liegt auch keine Pflichtver-
sicherung nach GSVG als Kammerzugehöriger vor, ist die Versicherungspflicht aufgrund „freier 
Dienstverträge“ gem § 4 Abs 4 ASVG zu untersuchen. Die Versicherung nach § 2 Abs 1 Z 4 GSVG 
versteht sich als „Auffangbecken“ für alle Beschäftigungsverhältnisse, die nicht von Schritt 1 bis 3 
umfasst sind. 
Gemäß den E-MVB 004-04-00-010 ist bei der Frage der Pflichtversicherung nach dem ASVG fol-
gende Reihenfolge maßgebend: 
1. Es ist zu prüfen, ob ein Dienstverhältnis im Sinne von § 4 Abs 2 erster Satz ASVG (vgl Rz 2005) 

vorliegt. Dabei ist das Vorliegen einer Beschäftigung in persönlicher und wirtschaftlicher Abhän-
gigkeit bzw das Überwiegen der Merkmale der persönlichen und wirtschaftlichen Abhängigkeit zu 
prüfen. 

2. Ist dies nicht der Fall, ist zu prüfen, ob die Dienstnehmereigenschaft im Sinne von § 4 Abs 2 zwei-
ter Satz ASVG (steuerrechtliche Anknüpfung) gegeben ist. 

3. Sollte auch diese Prüfung negativ ausfallen, wäre zu untersuchen, ob allenfalls die im § 4 Abs 4 
ASVG unter lit a bis d angeführten gesetzlichen Ausnahmetatbestände zutreffen bzw die in Rede 
stehende Tätigkeit nicht aufgrund eines politischen Mandates, eines Gerichtsbeschlusses (ge-
richtlich beeideter Sachverständiger) oder eines Hoheitsaktes bzw als Mitglied des Aufsichtsrats 
oder einer anderen Funktion ausgeübt wird. 
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Beispiel 2: 
Freier Dienstnehmer (§ 4 Abs 4 ASVG): 

 Befristeter freier Dienstvertrag vom 6.4. bis 22.4. , für insgesamt 10 Arbeitstage € 530,-- 
Beurteilung nach § 5 Abs 1 Z 2 ASVG: 
Das Beschäftigungsverhältnis ist für eine kürzere Zeit als einen Monat vereinbart, daher ist das 
Gesamtentgelt mit der monatlichen GFG zu vergleichen. 
Berechnung: € 530,-- < GFG daher Teilversicherung vom 6.4. bis 22.4. , BGL € 530,-- 
Anmeldung:  per 6.4.  
Abmeldung: per 22.4.  

 
Beispiel 3: 
Freier Dienstnehmer (§ 4 Abs 4 ASVG): 
 Befristeter Dienstvertrag: nur 1 Arbeitstag am 3.5. ; Entgelt gesamt € 300,--. Am 10.5. wird ein 

weiterer Beschäftigungstag für 20.5. mit einem Entgelt von € 300,-- vereinbart. 
Beurteilung nach § 5 Abs 1 Z 2 ASVG: 
Das Beschäftigungsverhältnis ist eine fallweise (tageweise) Beschäftigung, daher ist das verein-
barte Entgelt mit der monatlichen GFG zu vergleichen. Das gilt unabhängig voneinander für beide 
Beschäftigungstage. 
Berechnung: € 300,-- < GFG 

daher am 3.5. Teilversicherung, BGL € 300,-- 
 und am 20.5. ebenfalls Teilversicherung, BGL € 300,-- 
Anmeldung: per 3.5. bzw 20.5. 
Abmeldung: per 3.5. bzw 20.5. 

 
Beispiel 4: 
Freier Dienstnehmer (§ 4 Abs 4 ASVG): 
Unbefristeter freier Dienstvertrag – Anzahl der Arbeitstage nicht bekannt 

 Entgeltvereinbarung € 500,-- monatlich fix 
 zuzüglich 4 x jährlich für allfällige Leistungsbereitschaft insgesamt € 1.600,-- 

Beurteilung nach § 5 Abs 1 Z 2 und § 44 Abs 8 ASVG (Mischform): 
Der Arbeitsverdienst ist teilweise für einen längeren Zeitraum als einen Kalendermonat vereinbart. 
Der im Beitragszeitraum gebührende Arbeitsverdienst ist durch Teilung des gesamten Arbeits-
verdienstes mit der Anzahl der Monate der Pflichtversicherung zu ermitteln (§ 44 Abs 8 ASVG): 
Berechnung: € 6.000,-- (12 x € 500,--) 
 € 1.600,-- 
 € 7.600,--  :  12 Monate = € 633,33 (Aufrollung) 
Der Betrag von € 633,33 liegt über € 551,10, daher Vollversicherung. 
Variante: Angaben wie oben, jedoch aus Krankheits-, Urlaubs- bzw sonstigen Gründen keine Ent-
geltzahlung im Juli und November: 
Wenn in den Nichtleistungsmonaten (kein Entgeltbezug wegen Aufgabe der Tätigkeit für einen 
gesamten Beitragszeitraum) Abmeldungen per 30.6. und 31.10. vorgenommen worden wären 
und mit 1.8. und 1.12. wiederum Anmeldungen, dann ist der im Beitragszeitraum gebührende 
Arbeitsverdienst durch Teilung des gesamten Arbeitsverdienstes durch die Anzahl der Monate der 
Pflichtversicherung zu ermitteln (Beurteilung nach §§ 5 Abs 2 Z 2, 44 Abs 8 ASVG). 
Berechnung: € 5.000,-- (10 x € 500,--) 
 € 1.600,-- 
 € 6.600,--  :  10 = € 660,-- 
Der Betrag liegt über € 551,10 daher Vollversicherung für 10 Kalendermonate. 
Bei Vereinbarung des Entgelts von € 5.000,-- für das gesamte Kalenderjahr bei durchgehendem 
Beschäftigungsverhältnis käme es lediglich zu einer Teilversicherungspflicht während des 
gesamten Jahres (€ 6.600,-- : 12 = € 550,00 < GFG) 

2051  

2052  

aus "Sozialversicherung 2026" Jänner 2026

© dbv-Verlag, Graz



Beitragsrecht nach ASVG/GSVG/BSVG  Kapitel B
 

118  Sozialversicherung 2026 

4. Zusammentreffen von gewerblicher Pflichtversicherung und Neuer Selbständigkeit 
Überschneiden sich eine „gewerbliche“ Tätigkeit und die Tätigkeit als Neuer Selbständiger, so werden 
die Einkünfte als Neuer Selbständiger der „normalen, gewerblichen“ Beitragsgrundlage zugerechnet. 

Beispiel 1: 
1. „Gewerbliche“ Tätigkeit von Jänner bis Ende März:     Einkünfte € 3.500,-- 
2. „Betriebliche“ Tätigkeit als Neuer Selbständiger im ganzen Jahr: € 4.000,-- 
Konsequenz: Gesamteinkünfte € 7.500,-- : 12 = € 625,-- mtl BGL 
 „Normale“ GSVG-Versicherung von Jänner bis Ende März  

(auf Basis Mindest-BGL für Gewerbetreibende) 
 anschließend Pflichtversicherung als Neuer Selbständiger mit BGL € 625,-- 

(obwohl Jahreseinkünfte als neuer Selbständiger von € 4.000,-- unter Versicherungsgrenze von 
€ 6.613,20 [= € 551,10 x 12] liegen). 

 
Beispiel 2: 
1. „Gewerbliche“ Tätigkeit von Jänner bis Ende März:     Einkünfte € 1.600,-- 
2. „Betriebliche“ Tätigkeit als Neuer Selbständiger im ganzen Jahr: € 1.500,-- 
Konsequenz: Gesamteinkünfte € 3.100,-- : 12 = € 258,33 mtl BGL 
 „Normale“ GSVG-Versicherung von Jänner bis Ende März (Mindest-BGL für Gewerbetreibende)
 anschließend keine Pflichtversicherung als Neuer Selbständiger, weil die BGL unter € 551,10 

liegt. 
 
Beispiel 3: 
1. Ausübung eines Gewerbes von Jänner bis Ende Juni: Einkünfte – € 4.500,-- (Verlust) 
2. Tätigkeit als Neuer Selbständiger im ganzen Jahr: € 7.300,-- 
Konsequenz: Gesamteinkünfte € 2.800,-- : 12 = € 233,33 mtl BGL 
 „Normale“ GSVG-Versicherung von Jänner bis Ende Juni  

(Mindest-BGL für Gewerbetreibende) 
 anschließend keine Pflichtversicherung als Neuer Selbständiger (obwohl Jahreseinkünfte 

über € 6.613,20 liegen). 

Besteht bereits eine gesetzliche Krankenversicherung (ASVG, B-KUVG, BSVG), sind KV-Beiträge 
nur bis zur Höchstbeitragsgrundlage vorzuschreiben (Antrag auf Differenzvorschreibung). Bei einer 
bereits bestehenden Pensionsversicherung kommt es ebenfalls zur Differenzvorschreibung. 
Übersteigen die Beitragsgrundlagen aus einer anderen Erwerbstätigkeit daher die monatliche 
Höchstbeitragsgrundlage, ist idR von einer Vorschreibung der GSVG-KV- und PV-Beiträge für die 
Tätigkeit als Neuer Selbständiger gänzlich abzusehen (wie erwähnt gilt das nicht bei Beamten hin-
sichtlich der Pensionsversicherung).  
Keine Differenzvorschreibung in der PV gibt es im Zusammenhang mit dem Ruhegenusssystem von 
Beamten. Und eine Differenzvorschreibung in der KV unterbleibt zB dann, wenn die KV aus der 
Haupttätigkeit auf dem Statut einer Krankenfürsorgeeinrichtung einer Gemeinde gründet. 
Der UV-Beitrag ist immer für jede einzelne Tätigkeit zu leisten. 
a) Vorläufige Beitragsgrundlage 
Wenn im drittvorangegangenen Jahr keine Pflichtversicherung bestanden hat (Neuzugang), ist die 
Mindestbeitragsgrundlage heranzuziehen. 
Sonst ist die für das drittvorangegangene Kalenderjahr festgestellte Beitragsgrundlage, geteilt durch 
die Anzahl der Beitragsmonate der Pflichtversicherung in diesem Kalenderjahr, vervielfacht um Auf-
wertungszahlen, maßgeblich (Näheres siehe Pkt 2.2.1.5). 
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2.3 Bäuerliche Sozialversicherung – Besonderheiten für bereits nach dem 
ASVG oder GSVG Pflichtversicherte (Nebenerwerbslandwirte) 

Nachstehend wird in gebotener Kürze auf Personen Bezug genommen, welche aufgrund einer  
unselbständigen Tätigkeit bereits nach dem ASVG oder aufgrund einer selbständigen Tätigkeit  
bereits nach dem GSVG pflichtversichert sind und gleichzeitig im Nebenerwerb einen land(forst)wirt-
schaftlichen Betrieb führen.  
Im BSVG knüpft der Eintritt der Pflichtversicherung an die selbständige Führung eines land-(forst-) 
wirtschaftlichen Betriebes im Sinne der Bestimmungen des Landarbeitsgesetzes 2021 (BGBl I 78/2021) 
bzw die (hauptberufliche) Mitarbeit in einem solchen oder an die Funktion als persönlich haftender 
Gesellschafter in einer landwirtschaftlich tätigen Personengesellschaft an. 
Alle Ausführungen betreffend Ehegatten gelten auch für eingetragene Partner. Die mit 1.1.2020  
erfolgte Zusammenführung der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft mit der Sozial-
versicherungsanstalt der Bauern zur Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen hat bisher keinen 
Einfluss auf diese Regelungen, da als erster Schritt eine organisatorische Zusammenführung erfolgt. 
Eine Angleichung der unterschiedlichen gesetzlichen Regelungen in den Sozialversicherungsgeset-
zen der Selbständigen und der der Bauern kann aufgrund der Komplexität erst schrittweise in den 
nächsten Jahren erfolgen. 

2.3.1 Pflichtversicherung und Versicherungsgrenzen 

Pflichtversichert nach dem BSVG ist folgender Personenkreis: 
 Selbständige Betriebsführer eines land(forst)wirtschaftlichen Betriebes unabhängig davon, ob der 

Betrieb im Voll- oder im Nebenerwerb geführt wird. Der Betrieb kann als Einzelunternehmen, in 
Form einer Miteigentumsgemeinschaft oder als Gesellschaft bürgerlichen Rechts geführt werden. 
Die Pflichtversicherung tritt dann ein, wenn entweder die im Gesetz normierten Grenzwerte über-
schritten werden oder der überwiegende Lebensunterhalt aus dem Betrieb bestritten wird (vgl § 2 
Abs 1 und 2 BSVG). 

 Die Gesellschafter einer offenen Gesellschaft und die unbeschränkt haftenden Gesellschafter  
einer Kommanditgesellschaft (§ 2 Abs 1 Z 1a BSVG). Die Pflichtversicherung besteht unabhängig 
von der Höhe der Einkünfte, der Höhe des Einheitswertes bzw der Bestreitung des überwiegen-
den Lebensunterhalts. Eine Pflichtversicherung für Kommanditisten ist im Gegensatz zum GSVG 
nach wie vor nicht vorgesehen, weil eine dem § 2 Abs 1 Z 4 GSVG entsprechende und auf das 
Erzielen steuerlicher Einkünfte abstellende Bestimmung im BSVG nicht existiert. 

 Hauptberuflich beschäftigte Angehörige („unselbständig Erwerbstätige“). Die hauptberufliche Be-
schäftigung ist nicht für alle Angehörigen möglich, sondern nur für einen bestimmten Personen-
kreis: Kinder, Enkel, Wahl-, Stief- und Schwiegerkinder, Ehegatten, eingetragene Partner, die nach 
erfolgter Übergabe im land(forst)wirtschaftlichen Betrieb verbleibenden Eltern, Wahl, Stief- und 
Schwiegereltern.  
Achtung: Die Merkmale eines Dienstverhältnisses sind hier grundsätzlich gegeben, weshalb bei 
Vorliegen einer „Dienstnehmereigenschaft“ (zB buchhaltungspflichtiger Betrieb verbucht Lohnzah-
lung an Ehegattin) ein ASVG-Dienstverhältnis mit allen damit verbundenen Konsequenzen ent-
steht. Das ASVG enthält in § 5 Abs 1 Z 1 lediglich eine ex-lege-Ausnahme der hauptberuflich be-
schäftigten Kinder, Enkel, Wahl-, Stief- und Schwiegerkinder, aber nicht auch der anderen mögli-
chen hauptberuflich beschäftigten Angehörigen (zB Ehegatte). 

Betriebsführer eines land(forst)wirtschaftlichen Betriebes sind – ob der Betrieb im Voll- oder Neben-
erwerb geführt wird, ist diesbezüglich ohne Belang – nach dem BSVG pflichtversichert: 
 in der Unfallversicherung, wenn der Einheitswert des land(forst)wirtschaftlichen Betriebes € 150,--, 
 zusätzlich in der Krankenversicherung und Pensionsversicherung, wenn der Einheitswert den  

Betrag von € 1.500,-- 
erreicht oder übersteigt. 
Jagd- und Fischereipächter sind lediglich in der Unfallversicherung pflichtversichert (Jahresbeitrag 
2026: € 232,44). 
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Kapitel C 
Spezielle Berufsgruppen und deren  
beitragsrechtliche Beurteilung nach 

ASVG/GSVG/BSVG 

3.1 GmbH(FlexKapG)-Gesellschafter(-Geschäftsführer) 
3.1.1 Überblick 
In der folgenden Tabelle werden mögliche Varianten von Versicherungsverhältnissen für GmbH-
Gesellschafter(-Geschäftsführer) (Gf) mit Konsequenzen hinsichtlich Kommunalsteuer (KommSt), 
Dienstgeberbeitrag (DB), Lohnsteuerabzug (L) bzw Einkommensteuerpflicht (E) dargestellt. Für die 
seit 1.1.2024 bestehende Rechtsform der Flexiblen Kapitalgesellschaft erfolgten keine gesonder-
ten sozialversicherungsrechtlichen Regelungen, so dass ihre Organe in dieser Hinsicht jenen der 
GmbH gleichgestellt sind. Aus der Rechtsprechung geht hervor, dass die Tätigkeit als Liquidator Aus-
fluss der Gf-Funktion ist und Liquidatoren sozialversicherungsrechtlich daher Gf gleichgestellt sind. 

Skala des Beteili-
gungsausmaßes 

0% > 0% bis ≤ 25% > 25% bis < 50% ≥ 50% bis 100% 

keine  
Beteiligung 

Beteiligung  
bis inkl 25% 

Beteiligung über 
25% bis kleiner 

als 50% 
Beteiligung  

ab 50% 

§ 4 Abs 2 ASVG 
echter Dienstnehmer Ja 

Dienstvertrag 

Ja 
Dienstvertrag  

(mit oder ohne 
Sperrminorität) 

Ja 
Dienstvertrag 
weisungs-
gebunden 

Nein 
nicht möglich wegen 
Beteiligungsausmaß

L(ohnsteuer) oder E(St) L L E  
KommSt, DB, (DZ) JA JA JA  
Umsatzsteuer NEIN NEIN NEIN  

§ 4 Abs 4 ASVG 
freier Dienstnehmer 

Ja 
Für bis zu 25% Beteiligte wurde der freie Dienstvertrag bis-

lang zumindest nicht exekutiert, vgl jedoch zB VwGH 
19.10.2015, 2013/08/0185 zu einem Fremd-GF. Laut  

E-MVB 004-ABC-G-003 kommt für GF mit mehr als 25% 
Beteiligung § 4 Abs 4 ASVG ausdrücklich in Betracht. 

nicht möglich  
wegen Beteiligungs-

ausmaß – Freier 
Dienstvertrag gem 
§ 4 Abs 4 ASVG ist 

ausgeschlossen 

§ 2 Abs 1 Z 3 GSVG 
„normale“ GSVG-
Pflichtversicherung Nein 

da kein  
Gesellschafter 

Ja 
Freier Dienstver-
trag bzw Werkver-
trag ohne Merk-

male eines steuer-
lichen DV bzw 

bloß organschaft-
liches Tätigwerden

Ja 
Freier Dienstvertrag bzw Werkvertrag,  

nicht weisungsgebunden 

L(ohnsteuer) oder E(St)  E E 
KommSt, DB, (DZ)  NEIN JA 
Umsatzsteuer  JA/NEIN*) JA/NEIN*) 

§ 2 Abs 1 Z 4 GSVG  
Neuer Selbständiger 

Ja 
Freier Dienstvertrag 

bzw Werkvertrag 
ohne Merkmale  

eines steuerlichen 
DV bzw bloß organ-
schaftliches Tätig-

werden 

Ja 
wenn Voraus-

setzung wie bei 
§ 2 Abs 1 Z 3 
GSVG, GmbH  
jedoch nicht 

kammerzuge-
hörig 

Ja 
wenn Voraussetzung wie bei  

§ 2 Abs 1 Z 3 GSVG,  
GmbH jedoch nicht kammerzugehörig 

L(ohnsteuer) oder E(St) E E E 
KommSt, DB, (DZ) NEIN NEIN JA 
Umsatzsteuer JA JA/NEIN*) JA/NEIN*) 
Keine Versicherung Eventuell, wenn Voraussetzungen des § 2 Abs 1 Z 4 GSVG und  

Altersausnahmegründe für Pensionsversicherung gegeben sind  
oder Versicherungsgrenzen unterschritten werden!  

*) Erlass des BMF 13.7.1981 iVm Erlass des BMF 28.5.1991 und UStR 2000 Rz 184 
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3.6 Freie Berufe und Sozialversicherung – Opting Out  
Problematik 

Das im Jahr 1999 aufgeflammte Problem der Freiberufler, ob man sich aus der gesetzlichen Pensions- 
und Krankenversicherung hinausoptieren sollte, konnte man schon damals auf eine einfache Frage 
reduzieren: „Wo kann man die gleiche Leistung um billigere Beiträge lukrieren?“. Die Entscheidung 
ist/war nicht immer leicht und richtig. Allzu oft wurde eines außer Acht gelassen: Nur eine gesetzliche 
Pflichtversicherung zur Pension kann eine günstige Krankenversicherung mit dem Beitragssatz von 
5,1% (Beitragssatz ab 2008) sicherstellen. 

3.6.1 Seinerzeitige Opting-Out-Entscheidungen der Freiberufler 

Die folgende Tabelle bietet eine Übersicht über Versicherungsverhältnisse ab 1.1.2000 unter  
Berücksichtigung der kammerunterschiedlichen Opting Out-Anträge. 

Berufsgruppe 
Pensions-

versicherung 
BMSVG3) 

Kranken-
versicherung

BMSVG3) 

Unfall- 
versicherung 

Ausnahmeantrag 
Übergangsbestimmungen 

Wirtschafts-
treuhänder 
§ 3 Abs 3 Z 1 
GSVG 

§ 2 Abs 1  
Z 4 GSVG 

 
18,5% 

 
Selbständigen-

vorsorge:  
1,53% optional 

Wahl zwischen 
§ 16 ASVG 

(7,55%),  
§ 14a GSVG,
§ 14b GSVG 

(6,8%) 
oder 

Gruppenkran-
kenversiche-
rung (GKVV) 

UNIQA:  
Prämie ab- 
hängig vom 
Eintrittsalter 

§ 8 Abs 1  
Z 3a ASVG 
€ 12,95 mtl 
€ 155,40 pa 
(§ 74 ASVG) 

— 
Unfallversiche-

rung ist an 
GSVG-

Pensionspflicht 
geknüpft 

Opting Out-Antrag in KV wurde von 
Berufsgruppe gestellt.  
 
BMSVG-Pflicht: Bei Opting In binnen  
eines Jahres nach Beginn der Berufs-
ausübung bzw Pflichtversicherung.  
Übergangsregelung:  
Opting In bis 31.12.2008. Gilt für alle 
Opting In-Fälle. Wird nicht (durch das 
einzelne Mitglied) optiert, keine 
BMSVG-Pflicht. 

Dentisten 
§ 3 Abs 3 Z 2 
GSVG 

§ 2 Abs 1  
Z 4 GSVG 

 
18,5% 

§ 2 Abs 1  
Z 4 GSVG 

6,8% 
 

Selbständigen-
vorsorge:  

1,53% optional

§ 8 Abs 1  
Z 3a ASVG 
€ 12,95 mtl 
€ 155,40 pa 
(§ 74 ASVG) 

Dentisten haben als einzige Berufs-
gruppe keinen KV-Opting Out-Antrag 
gestellt. Alle, die am 31.12.1999 nach 
ASVG kranken- und unfallversichert 
sind, bleiben ASVG-versichert, solan-
ge die selbständige Erwerbstätigkeit 
weiterhin ausgeübt wird und keine 
Änderung des maßgeblichen Sach-
verhaltes eintritt. 
Ein Pensionsanfall stellt keine solche 
Änderung dar (§ 572 Abs 4 ASVG und 
§ 273 Abs 6 GSVG). 
Die PV wechselt jedenfalls ins GSVG. 

Tierärzte 
§ 3 Abs 3 Z 5 
GSVG 

§ 2 Abs 1  
Z 4 GSVG 

 
18,5% 

 
Selbständigen-

vorsorge:  
1,53% optional 

Wahl zwischen 
§ 16 ASVG 

(7,55%),  
§ 14a GSVG, 
§ 14b GSVG 

(6,8%) 
oder 

GKVV bei Wie-
ner Städtische: 
Prämie abhän-

gig von Ein-
trittsalter 

§ 8 Abs 1  
Z 3a ASVG 
€ 12,95 mtl 
€ 155,40 pa 
(§ 74 ASVG) 

Tierärzte haben KV-Opting Out-Antrag 
gestellt. Übergangsregelung wie bei 
Dentisten. 
PV verbleibt jedenfalls im GSVG. 
„Altfälle“: Bei Ruhendmeldung der Be-
rufsbefugnis für nur einen Tag (zB 
1.1.2000) kann die dreifache Wahlmög-
lichkeit in der KV erreicht werden (gilt 
als Änderung des Sachverhalts). Mit 
der Ruhendmeldung endet auch die 
Pflichtversicherung in der UV nach dem 
ASVG. 

    § 16 ASVG und § 14a GSVG sind bei 
zusätzlicher sonstiger Erwerbstätigkeit 
(nach B-KUVG, ASVG, GSVG oder 
BSVG) ausgeschlossen. 
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Kommanditisten 

Echtes DV Ja, wenn Dienstnehmereigenschaft zur „eigenen KG“ gegeben ist und Lohn/ 
Entgelt als Betriebsausgaben („Gewinnvorweg“) der KG abgesetzt werden  
(siehe Übersicht „Kommanditisten“, Pkt 3.2.1). 

Freies DV Ebenfalls unter Einbeziehung obiger Aspekte möglich. 
Neuer  
Selbständiger 

Alle „erwerbstätigen“ Kommanditisten, die diese Funktion nach dem 1.7.1998 
eingenommen haben, können ab 1.1.2000 pflichtversichert werden (siehe auch 
Pkt 2.2.1.4). 

Gewerblicher 
Selbständiger Nein 

ESt/LSt Einkommensteuerpflicht. Unabhängig von einer sozialversicherungsrechtlichen 
Beurteilung erzielt ein Kommanditist immer Einkünfte aus selbständiger Arbeit 
(§ 22 EStG) oder Gewerbebetrieb (§ 23 EStG). 

Umsatzsteuer Die (selbständige) Tätigkeit des Kommanditisten zu „seiner“ Gesellschaft, die  
im Rahmen einer Leistungsvereinigung erfolgt, begründet keinen Leistungsaus-
tausch und ist somit nicht umsatzsteuerbar. 

 
Konsulenten

Echtes DV Möglich 
Freies DV Möglich, wenn ein Dauerschuldverhältnis vorliegt. 
Neuer  
Selbständiger 

Möglich, wenn die Tätigkeit zB auf Provisionsbasis erfolgt. Zweifelsfälle werden 
der ÖGK zur Prüfung vorgelegt. 

Gewerblicher 
Selbständiger Nein, außer die Tätigkeit wird im Rahmen einer Gewerbeberechtigung erbracht. 

ESt/LSt Bei nichtselbständiger Ausübung Lohnsteuerpflicht, sonst einkommensteuer-
pflichtig gem § 22 EStG (wissenschaftliche Tätigkeit oder im Rahmen anderer 
freiberuflicher Tätigkeit) oder gem § 23 EStG, wenn die Tätigkeit im Rahmen  
eines Gewerbebetriebes erbracht wird. 

Umsatzsteuer Die unternehmerische Tätigkeit als Konsulent unterliegt dem Normalsteuersatz 
von 20%. 

 

Künstler
Erläuterung:  
(vgl die Aus-
führungen in 
Pkt 3.4) 

Künstler sind sozialversicherungsrechtlich grundsätzlich als Neue Selbständige 
(Versicherungsgrenzen, Pensions-, Kranken- und Unfallversicherung, Beitrags- 
sätze etc) zu behandeln. Mit 1.1.2001 traten für Kunstschaffende die Bestimmun-
gen des Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetzes (K-SVFG) in Kraft. 

Echtes DV Möglich 
Freies DV Nicht möglich 
Neuer  
Selbständiger siehe Pkt 3.4 

Gewerblicher 
Selbständiger 

Nicht möglich 

ESt/LSt Bei nichtselbständiger Ausübung Lohnsteuerpflicht, sonst Einkünfte aus selb-
ständiger Arbeit gem § 22 Z 1 lit a EStG. 
In Ausnahmefällen sind auch Einkünfte aus Gewerbebetrieb denkbar, da die  
sozialversicherungsrechtlich festgestellte Künstlereigenschaft nicht mit der ein-
kommensteuerlichen Beurteilung (persönliche, eigenschöpferische Tätigkeit auf-
grund künstlerischer Begabung) zusammenfallen muss. Beachte Pauschalierungs-
verordnung (vgl Pkt 3.4.5). 

Umsatzsteuer Umsätze aus der Tätigkeit als Künstler unterliegen dem begünstigten Steuersatz 
von 13% gem § 10 Abs 3 Z 4 UStG. 
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Kapitel D 
Auszüge aus dem Leistungsrecht  

nach dem ASVG/GSVG/BSVG 

4.1 Pensionsversicherung 

4.1.1 Allgemeines Pensionsgesetz (APG) und Pensionskonto 

Das APG kann als ein Gesetz betrachtet werden, welches zum ersten Mal massiv in die bis dahin 
sehr komplizierten Pensionsberechnungen eingriff und eine leichter nachvollziehbare Pensions-
berechnung bzw Darstellung schuf. Natürlich gab es bis zum 2. StabilitätsG 2012 noch die „Parallel-
rechnung“ für ab 1.1.1955 Geborene, die sehr zur Undurchschaubarkeit beitrug und mittlerweile ab-
geschafft ist. 
Seit 2005 ist das APG das führende Pensionsgesetz und das ASVG/GSVG/BSVG sind nur mehr 
subsidiär anwendbar. Es wurde für alle Versicherten eingerichtet, die ab 1.1.1955 geboren wurden. 
Manche Bestimmungen schlagen aber auch auf Ältere durch (zB Korridor- und Schwerarbeitspen-
sion etc). Es beschäftigt sich ua mit dem Anspruch auf Alterspension, den anrechenbaren Versiche-
rungszeiten, der Einrichtung und Führung des Pensionskontos, der (Pensions-)Gutschriftsermittlung 
und der „Parallelberechnung“ für alte Anwartschaften. 

a) Einrichtung und Führung des Pensionskontos 
Das Pensionskonto ist beim Dachverband der österreichischen SV-Träger für alle ab 1.1.1955 Gebo-
renen eingerichtet. Grundsätzlich beginnt die Kontoführung mit dem ersten nach dem 1.1.2005 er-
worbenen Versicherungsmonat und für jedes Kalenderjahr werden 1,78% der Beitragsgrundlagen-
summe des jeweiligen Kalenderjahres gutgeschrieben. Ältere BGL werden aufgewertet. Das Revolu-
tionäre am Pensionskonto ist, dass es keine Unterteilung zwischen Beitrags- und Ersatzzeiten mehr 
gibt, sondern allen Zeiten Beitragsgrundlagen (BGL) zugeordnet werden.  
Aufgrund des 2. Stabilitätsgesetzes 2012 (BGBl I 35/2012) war für alle Personen, die nach dem 
31.12.1954 geboren sind und bis zum 31.12.2013 mindestens ein Versicherungsmonat nach dem 
ASVG, GSVG, FSVG oder BSVG (somit vor 1.1.2005) erworben hatten, zum 1.1.2014 eine so-
genannte Kontoerstgutschrift zu ermitteln. Für Beitragsgrundlagen und Versicherungszeiten vor 
2014, die nach Ablauf des Jahres 2016 festgestellt werden, war eine Ergänzungsgutschrift zu er-
mitteln. 

b) Neue Beitragszeiten  
Die untenstehenden Zeiten waren bis 2005 sogenannte Ersatzzeiten. Diese werden ab 2005 zu 
Teilpflichtversicherungen in der Pensionsversicherung. Dies gilt ebenso nur für Personen, gebo-
ren ab 1.1.1955. Die Beiträge zur neuen Pflichtversicherung entrichtet der Bund, das AMS und der 
Familienlastenausgleichsfonds. Der Beitragssatz beträgt in allen Fällen 22,8%. 
Es werden folgende Beitragszeiten (mit BGL) berücksichtigt: 
 Pflicht- und freiwillige Versicherungszeiten mit den jeweiligen valorisierten BGL 
 Ersatzzeiten für Arbeitslosigkeit – Arbeitslosengeld (BGL ist 70% der dem Arbeitslosengeld zu-

grundeliegenden mtl Bemessungsgrundlage) – nur möglich im ASVG 
 Ersatzzeiten für Arbeitslosigkeit – Notstandshilfe (BGL ist 92% der der Notstandshilfe zugrun-

deliegenden mtl Bemessungsgrundlage) – nur möglich im ASVG 
 Kranken- und Wochengeldbezug – die BGL wird von der Höhe der Leistung abgeleitet – nur mög-

lich im ASVG 
 Präsenz-/Zivildienst – Ausgangspunkt fixe BGL von € 1.350,-- pro Monat; im Jahr 2026 gilt der 

Wert von € 2.468,01 
 Kindererziehungszeiten – Ausgangspunkt fixe BGL von € 1.350,-- pro Monat; im Jahr 2026 daher 

ebenfalls € 2.468,01 
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5.2 Beiträge für „normale“ GSVG-Pflichtversicherte  
(§ 2 Abs 1 Z 1–3 GSVG) (in €) 

PV/KV bei Gewerbetreibenden, Gesellschaftern einer OG, KG, GF-Gesellschaftern einer GmbH 
 2026 2025 
 monatlich viertel-

jährlich monatlich viertel-
jährlich 

Höchstbeiträge 
Pensionsversicherung (18,5%) 1.495,73 4.487,19 1.392,13 4.176,39 
Krankenversicherung (ab 2020 6,8%) 549,78 1.649,34 511,70 1.535,10 
pro Quartal gesamt  6.136,53  5.711,49 

Höchst-BGL (Monat/Jahr) 8.085,00 97.020,00 7.525,00 90.300,00 
   
Vorläufige/endgültige Mindestbeiträge  
(Für „normale“ GSVG-Versicherte mit Verlusten, Nichtveranlagung;  
herabgesetzte Mindest-KV-BGL ab dem 4. Jahr) 

Pensionsversicherung (18,5%) 101,95 305,85 101,95 305,85 
Krankenversicherung (ab 2020 6,8%) 37,47 112,41 37,47 112,41 
pro Quartal gesamt  418,26  418,26 

Vorläufige/endgültige Mindest-BGL in PV  
(Monat/Jahr) 551,10 6.613,20 551,10 6.613,20 

Vorläufige/endgültige Mindest-BGL in KV  
(Monat/Jahr) 551,10 6.613,20 551,10 6.613,20 

   
Vorläufige/endgültige Mindestbeiträge für Neuzugänge  
(Neuzugängergrundlage ab 1.1.1999; gebührt die ersten 3 Kalenderjahre;  
in der PV Nachbemessung; 2 Jahre in KV fixe BGL) 

Pensionsversicherung (18,5%) 101,95 305,85 101,95 305,85 

Krankenversicherung (ab 2020 6,8%) 37,47 112,41 37,47 112,41 
pro Quartal gesamt  418,26  418,26 

Vorläufige Neuzugänger-BGL PV (Monat/Jahr) 551,10 6.613,20 551,10 6.613,20 
Vorläufige Neuzugänger-BGL KV (Monat/Jahr) 551,10 6.613,20 551,10 6.613,20 

Beiträge für FSVG-Pflichtversicherte (nur für die Pensionsversicherung) 
(selbständige Ärzte, Apotheker und Patentanwälte) 
 2026 2025 
 monatlich viertel-

jährlich monatlich viertel-
jährlich 

Höchstbeiträge (20%) 1.617,00 4.851,00 1.505,00 4.515,00 
Höchst-BGL (Monat/Jahr) 8.085,00 97.020,00 7.525,00 90.300,00 
  

Mindestbeiträge (inkl Neuzugänge)     
Bei vorläufiger/endgültiger monatl BGL € 551,10  110,22 330,66 110,22 330,66 
(Neuzugang und Einkünfte unter BGL)     
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